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Der Senat von Berlin
IntArbSoz II C 5

Telefon: 9028-1479

An das

Abgeordnetenhaus von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Vorlage

 - zur Kenntnisnahme -

des Senats von Berlin

über die Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) im Zuge der Neuregelung von Hartz IV-Leistungen
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Der Senat legt nachstehende Vorlage dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor:

I. Stand des Gesetzgebungsverfahrens zur Ermittlung der Regelbedarfe und zur Änderung des SGB II und SGB XII

Nach anfänglichen Plänen der Bundesregierung, die neuen Bildungs- und Teilhabeleistungen für Kinder und Jugendliche in der Zuständigkeit des Bundes zu organisieren, konnte im Gesetzgebungsverfahren durch den Vermittlungsausschuss des Bundesrates und des Bundestages der Personenkreis erweitert werden. Gleichzeit wurde eine kommunale Zuständigkeit festgeschrieben.

Die Veröffentlichung des Gesetzes zur Ermittlung der Regelbedarfe und zur Änderung des SGB II und SGB XII ist am 29.03.2011 im Bundesgesetzblatt erfolgt. Das Bildungs- und Teilhabepaket ist zum Teil rückwirkend,  zum Teil einen Tag nach der Verkündung des Gesetzes, also am 30.03.2011 in Kraft getreten. Seit diesem Zeitpunkt sind die Kommunen Träger der neuen Leistung Bildung und Teilhabe (BuT) für Kinder und Jugendliche aus dem Rechtskreis
· des Sozialgesetzbuches II (SGB II) nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II

· des Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) sowie des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG)

· des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) für Kinderzuschlagsberechtigte sowie Wohngeldempfänger nach § 6 b Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BKGG.

Die Regelungen der BuT gelten gemäß § 77 Abs. 8 SGB II mit Ausnahme der Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf rückwirkend zum 01.01.2011. Das Land Berlin bestimmt mit dieser Vorlage Zuständigkeiten, Verfahrensweisen und Finanzierungsstrukturen zur unbürokratischen, lebensnahen und bürgerfreundlichen Umsetzung der BuT.

II.
Vorbereitungen zur  Umsetzung der BuT 

Die BuT für Kinder und Jugendliche besteht insgesamt aus sieben unterschiedlichen Leistungen, die in unterschiedlichen Strukturen der Berliner Bildungs-, Kinderbetreuungs-,  Sport- und Kultureinrichtungen erbracht werden. Die hohe Zahl der Berliner Anspruchsberechtigten rund 200.000 Kinder und Jugendlichen  machen einfache handhabbare Umsetzungslösungen erforderlich. Auf Fachebene wurden daher unter Federführung der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung Spezialisten aus den beteiligten Fachressorts und aus den Bezirken  verschiedene Arbeitsgruppen gebildet. Ziel war es,  Förderung und Finanzierung so nah wie möglich an die Durchführung der Leistungen heranzubringen.

Im Einzelnen handelt es sich bei der BuT um folgende Leistungen:

· Tagesausflüge in Schulen, Kindertagesstätten,

· Mittagsverpflegung in diesen Einrichtungen sowie Horten (befristet),

· Lernförderung (Nachhilfe),

· Klassenfahrten,

· kulturelle, freizeitliche und sportliche Teilhabe am gesellschaftlichen Leben,

· Schülerbeförderung,

· Schülermaterial, Ausstattung.

Die Ergebnisse wurden in mehreren Runden auf StS-Ebene der für BuT zuständigen Ressorts abgeglichen und auf Praktikabilität geprüft. Als Gesamtergebnis ist festzuhalten, dass ein Teil der Leistungen einschließlich der Finanzierung in verantwortlicher Durchführung  der Kommune erfolgen wird, die Antragstellungen jedoch immer  in den Behörden erfolgen soll, die die Stammdaten der anspruchsberechtigten Kinder und Jugendlichen verwalten.

Die Umsetzung erfolgt zum Tage des Inkrafttretens des Gesetzes, ungeachtet offener Verfahrensfragen auf der Bundes- und Länderebene. Die Beteiligten sind sich bewusst, dass mögliche  Veränderungen zu gegebenen Zeitpunkten zu Nachjustierungen der folgenden Verfahrensbeschreibungen erforderlich werden. Die heutigen  Entscheidungen auf Berliner Landesebene zu allen notwendigen Verfahrensfragen sollen den Leistungsberechtigten von Anbeginn Sicherheit bei der Beanspruchung der Bildungs- und Teilhabeleistungen geben.

III. Umsetzung des BuT im Land Berlin 

1. Zuständige Behörden

Folgende Behörden sind für die Antragsbearbeitung der BuT-Leistungen zuständig:

a) Jobcenter für Kinder und Jugendliche aus dem Rechtskreis des SGB II,

b) Sozialämter für Kinder und Jugendliche aus dem Rechtskreis des SGB XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz,

c) die für Wohngeld zuständigen Stellen für Kinder und Jugendliche aus dem Rechtskreis des BKGG für Kinderzuschlagsberechtigte und Wohngeldempfänger.

Eine Übersicht der Zuständigkeiten ist als Anlage 1 beigefügt.

2. Einzelleistungen

Für alle Leistungen, die nicht an die Berechtigten als Geldbetrag ausgezahlt werden, erfolgt der Nachweis der Leistungsberechtigung und der Antragsstellung durch die Vorlage des „berlinpasses“ für Kinder. Der Berechtigtenkreis wird auf die Kinder von Wohngeldempfängern und Kinderzuschlagsberechtigten erweitert. Auf den Antrag auf Bewilligung der Leistungen Tagesausflüge, Mittagessen und Lernförderung wird neben der Bewilligung dem Grunde nach der „berlinpass“ ausgestellt.

Schulausflüge und Lernförderung

Da die öffentlichen Schulen des Landes Berlin und die Schulämter der Bezirke Behörden sind, wird ihnen außer der Leistungserbringung zugleich die Bewilligung der Leistungen für Schulausflüge an öffentlichen Schulen und die Bewilligung der Leistungen für ergänzende angemessene Lernförderung nach Umfang und Art durch kooperierende eigenverantwortliche Anbieter in Räumen der Schule übertragen. Es handelt sich um Sach- und Dienstleistungen im Sinne von § 29 Abs. 1 Satz 1 SGB II ( SGB XII entsprechend ). Eine Erbringung von ergänzender Lernförderung durch die Schule selbst oder eine Weisungsbefugnis gegenüber einem Anbieter ist rechtlich ausgeschlossen.

Die Erbringung der Leistungen Schulausflüge und ergänzende Lernförderung setzt einen Grundbescheid der die Transferzahlungen bewilligenden Stelle (Job-Center, Sozialamt, Wohngeldamt) voraus, der durch Vorlage des „berlinpass“ nachgewiesen wird. Antragstellung und Bewilligung dem Grunde nach, Ablehnungsbescheide, Widerspruchsbearbeitung und Bearbeitung von Klagen verbleiben bei der die Transferzahlung bewilligenden Stelle.

Die Finanzierung der Leistungen Schulausflüge und Lernförderung erfolgt durch Mittel, die den Schulen entsprechend der Anzahl der Berechtigten zur Verfügung gestellt werden. Die bereitgestellten Haushaltsmittel sind zweckgebunden und dürfen ausschließlich für Zwecke der Tagesausflüge sowie der Lernförderung durch externe Kooperationspartner verwendet werden.

Privatschulen rechnen mit dem Bezirksamt die erbrachten Leistungen ab.

Durch die Zuordnung der eintägigen Schulausflüge und der Lernförderung sowie der Abrechnung der Mittagessenversorgung bei den Schulen und Schulämtern und die Einführung von Fondslösungen wird in erheblichem Umfang Verwaltungsaufwand bei den Jobcentern eingespart, der bei personenbezogener Abrechnung entstanden wäre. Das Fondssystem und die bezirkliche Abrechnung setzen voraus, dass das erforderliche Verwaltungspersonal sehr kurzfristig zur Verfügung steht.

Mittagsverpflegung an Schulen

Die Berücksichtigung der Mehraufwendungen für gemeinschaftliche Mittagsverpflegung an Schulen erfolgt über die Bezirksämter, die ohnehin mit den leistungserbringenden Stellen (Caterer, Träger der freien Jugendhilfe bei ergänzender Förderung und Betreuung an Grundschulen) in Rechtsbeziehungen stehen oder selbst Vertragspartner der Eltern sind. Die leistungsberechtigten Eltern schließen mit dem Leistungserbringer einen Vertrag. Der Leistungserbringer erhält von den Eltern aufgrund Rechnung pro Essen 1 €, die Differenz zu den tatsächlichen Kosten für die leistungsberechtigten Schülerinnen und Schüler erstattet das Bezirksamt.

Privatschulen rechnen mit dem Bezirksamt die erbrachten Leistungen ab.

Tagesausflüge und Mittagessenbezuschussung in Kindertageseinrichtungen

Tagesausflüge und Mittagessenbezuschussung in Kindertageseinrichtungen können nicht als Sach- und Dienstleistung erbracht werden, weil die ca. 1950 Kindertageseinrichtungen von ca. 1200 Trägern in privatrechtlichen Beziehungen zu den Eltern stehen. Sie werden über Direktzahlungen der Jugendämter, in denen sich der Sitz des Trägers befindet, finanziert. Die Leistungsberechtigung wird durch „berlinpass“ nachgewiesen. Die Jugendhilfeträger verauslagen die Kosten für Tagesausflüge und Mittagessenbezuschussung. Jeder Jugendhilfeträger rechnet nur mit einem Jugendamt ab. Die Zuordnung der Kosten zu den Berechtigtengruppen (SGB II; § 6 b BKGG; SGB XII und AsylbLG) erfolgt nach den Klassifikationen in den vorgelegten „berlinpässen“.

Klassenfahrten und mehrtägige Kitafahrten

Für Klassenfahrten und mehrtägige Kitafahrten werden wegen der erheblich höheren Beträge und einer ungleichmäßigen Verteilung die bisherigen bewährten Verfahren einer Einzelantragstellung und Direktzahlung an die durchführenden Stellen beibehalten.

Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben

Die Leistungen zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben können von den Eltern frei gewählt werden, auch für mehrere Monate gebündelt (z.B. Ferienfreizeit) oder aufgeteilt werden. Die Sozialleistungsträger treten bei der Zahlung z.B. von Vereinsbeiträgen an die Stelle der Eltern. Diese Leistungen sind von den Eltern bei der für die Transferleistung zuständigen Stelle zu beantragen, die diese als Direktzahlung an den Leistungserbringer überweist.

Persönlicher Schulbedarf (70 € / 30 €)

Die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf für Schülerinnen und Schüler wird wie bisher als Geldbetrag an die Berechtigten selbst überwiesen. Die schon  bestehende Regelung wird lediglich auf Wohngeldempfänger und Kinderzuschlagsempfänger erweitert.

Schülerbeförderung

Die erforderlichen Aufwendungen für den Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsganges abzüglich des im Regelsatz enthaltenen Anteils für Beförderungskosten werden von der die Transferzahlung gewährenden Stelle an die Berechtigten ausgezahlt. Jede in Berlin besuchte weiterführende allgemeinbildende oder berufliche Schule gilt als nächstgelegene Schule. Damit wird dem Recht der Erziehungsberechtigten, die zu besuchende Schule selbst auszuwählen, Rechnung getragen. 

Im Bereich Primarstufe gelten neben der zuständigen Grundschule des jeweiligen Einschulungsbereichs alle Schulen mit besonderem Bildungsgang (Schulen besonderer pädagogischer Prägung, Gemeinschaftsschulen, Integrierte Sekundarschulen mit Grundstufe, Schulen, die einen Schulversuch erproben) als nächstgelegene Schule des gewählten Bildungsganges.

Grundsätzlich ist die derzeit besuchte Schule die nächstgelegene Schule im Sinne des Gesetzes.

Als zumutbarer Fußweg zwischen Hauptwohnung und besuchter Schule gelten 3 km.

Der Senat strebt die Ausgabe von ermäßigten Schülertickets für Leistungsberechtigte zu den Bedingungen eines Geschwistertickets durch BVG und VBB an (Abopreis 13,33 €); die entstehenden Kosten wären der BVG und dem VBB aus Mitteln für das BuT-Paket zu erstatten.

Antragsformulare

Die Antragsformulare wurden durch die Senatsverwaltung für Soziales in Abstimmung mit der Senatsverwaltung für Arbeit erarbeitet und liegen in der Anlage 2  und 3 bei. Die Leistungsberechtigten haben die Möglichkeit mit dem einen Antragsformular Leistungen für den Zeitraum vom 01.01.2011 bis zum 31.03.2011 und mit dem zweiten Antragsformular laufende Leistungen zu beantragen. Das erste Antragsformular wird nach einem gewissen Zeitraum nicht mehr benötigt werden.

Der Informationsbrief für die Eltern sowie für die Schulen sind als Anlage 4 und 5 beigefügt.

3. „berlinpass“

Für alle Leistungen für Bildung und Teilhabe, die nicht als Geldleistung gewährt werden, gilt der „berlinpass“ als einheitlicher Berechtigungsnachweis zur Inanspruchnahme dieser Leistungen. Daher wird der Kreis der Anspruchsberechtigten für den „berlinpass“ um die Kinder erweitert, die nach § 6b Abs. 1 Nr. 1 (Kinderzuschlag) bzw. § 6b Abs. 1 Nr. 2 (Wohngeld) Bundeskindergeldgesetz ebenfalls leistungsberechtigt sind. Hierfür wird von dem „berlinpass“ eine angepasste Variante erstellt, die – im Unterschied zu dem bisher üblichen „berlinpass“ – das Geburtsdatum und die Kategorien B 1, B 2 und L enthält. Der Berliner Datenschutzbeauftragte wurde über die beabsichtigten Änderungen informiert. Obwohl seine Stellungnahme noch nicht vorliegt, hält es der Senat für zwingend erforderlich, diese zusätzlichen Merkmale mit aufzunehmen, da die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II bzw. § 34 SGB XII nur bei entsprechendem Alter gewährt werden und das Geburtsdatum somit zwingend erforderlich ist und die zusätzlichen Kategorien für die nachvollziehbare Abrechnung der Bundesbeteiligung benötigt werden. 

Der Auftrag zum Druck der überarbeiteten Fassung des „berlinpass“ in einer Startauflage von 300.000 Stück kann – ohne erneute Ausschreibung – umgehend an die Druckerei vergeben werden, die bereits die vorherige Auflage gedruckt hatte. Von dort wird der „berlinpass“ an alle Jobcenter, Sozialämter, Wohngeldstellen und die Zentrale Leistungsstelle für Asylbewerber (ZLA) verteilt. Die Druckkosten in Höhe von rd. 10.000,- € werden von der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales als Verwaltungskosten zur Umsetzung des Bildungspakets geltend gemacht. In Zukunft sollte die Administration der „berlinpass“ für Kinder vom Landesverwaltungsamt wahrgenommen werden.

Nach SGB XII sind voraussichtlich 3.707 Kinder leistungsberechtigt. Darüber hinaus haben 2.144 Kinder, die Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungsgesetz – also analog SGB XII - erhalten, ebenfalls Anspruch auf die Leistungen für Bildung und Teilhabe. Allerdings würden 1.747 Kinder, die Leistungen nach § 3 Asylbewerberleistungsgesetz erhalten, von diesen Leistungen ausgeschlossen, insbesondere vom gemeinschaftli​chen Mittagsessen in Schule und KiTa und von Lernförderung. Diese gesellschaftli​che und soziale Ausgrenzung von Flüchtlingen, die zudem nur abgesenkte Leistun​gen erhalten, ist nicht hinnehmbar. Daher wird das Land Berlin auch diesen Kindern die Leistungen für Bildung und Teilhabe uneingeschränkt aus Lan​desmitteln gewähren.
4. Rückwirkung der Anträge auf BuT-Leistungen

Die bis zum 30.04.2011 gestellten Anträge auf BuT-Leistungen für den Zeitraum vom 01.01.2011 bis zum 31.03.2011 mit Ausnahme des Schulbedarfs gelten mit Wirkung zum 01.01.2011 als gestellt. Daraus folgt, dass BuT-Leistungen bei Vorliegen der Voraussetzung nach § 77 Abs. 8 SGB II rückwirkend zu gewähren sind.

Schulausflüge und die Lernförderung sind für den Zeitraum vom 01.01.2011 bis 31.03.2011 durch Direktzahlung an den Anbieter zu begleichen. Sofern aber die Leistungsberechtigten nachweisen, dass für diese Leistungen bereits Aufwendungen entstanden und diese auch schon bezahlt sind, werden diese Aufwendungen an sie ausgezahlt. 

Für Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen, die in dem Zeitraum vom 01.01.2011 bis 29.03.2011 durchgeführt wurden, sind die bisherigen, also die bis zum 29.03.2011 geltenden Vorschriften anwendbar.

Für Schüler und Schülerinnen sowie für Kinder aus Kindertagesstätten werden für das Angebot einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung die entstehenden Mehraufwendungen abweichend von § 28 Abs. 6 SGB II für die Zeit vom 01.01.2011 bis zum 31.03.2011 durch Geldleistungen abgedeckt.

Die entstehenden Aufwendungen für Teilhabe am sozialen, kulturellen und sportlichen Leben werden abweichend von § 28 Abs. 7 SGB II für die Zeit vom 01.01.2011 bis zum 31.03.2011 in Höhe von monatlich 10 € berücksichtigt. Es erfolgt eine Geldleistung an die Leistungsberechtigten.

IV. Finanzierungsströme 

Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben

	Einnahmen
Der Bund erstattet den Ländern die Ausgaben für das Bildungs- und Teilhaberpaket (BuT) für den Berechtigtenkreis SGB II und § 6b BKGG durch Erhöhung seines Anteils an den Kosten der Unterkunft (KdU) SGB II

· Bildungspaket SGB II und § 6b BKGG = 5,4%

· Verwaltungskosten SGB II = 1,0%

· Verwaltungskosten WoGG/ Kinderzuschlagsempfänger 
= 0,2% 

Für das BuT erhalten die Bundesländer damit 6,6 % ihrer tatsächlichen KdU-Ausgaben.

(Nicht Bestandteil des BuT ist die Erstattung des Bundes in Höhe von 1,9% für den Ausgleich von Kosten für Warmwasserbereitung und von 2,8% (diese nur befristet für 3 Jahre) für Hortmittagsessen und Schulsozialarbeiter.)

Bezogen auf die voraussichtlichen Ausgaben 2011 für die KdU errechnen sich für Berlin Einnahmen von rd.

Von diesem Betrag entfallen rein rechnerisch rd. 79 Mio. € auf Transferausgaben und 17 Mio. € auf Verwaltungsausgaben. Nur die Erstattungsbeträge für die Transferausgaben unterliegen der Revision und werden 2013 auf Grundlage der bundesweiten tatsächlichen Ausgaben 2012 und fortan laufend jährlich angepasst.

Für Leistungen der Jugend- und Schulämter für den Berechtigtenkreis nach SGB II sind die JobCenter zur Kostenerstattung verpflichtet. Die hierfür geschätzten Einnahmen betragen


	96,0 Mio. €

2,5 Mio €


	Ausgaben
Verwaltungsausgaben

Für die Ausweitung der kommunalen Aufgaben in den JobCentern für den berechtigten Personenkreis nach der SGB II erhöht sich der kommunale Finanzierungsanteil (Anteil der Kommunen an den Verwaltungskosten der JobCenter) bundeseinheitlich um 2,6%, das entspricht für Berlin rd. 

Für die Wahrnehmung der kommunalen Aufgaben für die übrigen Personenkreise in den Bezirken (nur Wohngeld- und Sozialämter) sowie für die von den Jugend- und Schulämtern zu erbringenden Leistungen entstehen Aufwendungen in Höhe von rd.

Darüber hinaus fallen in 2011 einmalig Ausgaben insbesondere für den Druck der „berlinpässe“, für das „Berlin-Telefon“ sowie für IT- Dienstleistungen an.

	12,7 Mio. €

3,6 Mio. €

0,1 Mio. €

	Transferausgaben

Die Transferausgaben für die Teilleistungen des Bildungs- und Teilhabepakets lassen sich gegenwärtig nur überschlägig ermitteln. Im Zuge des Vermittlungsverfahren wurden die Ausgaben für Berlin mit 111 Mio. € beziffert. Die Senatsverwaltung für Bildung hat zusätzliche Ausgaben von 80 Mio. € (ohne die bereits im Haushalt veranschlagten Ausgaben) ermittelt. Die zu erwartenden Ausgaben bewegen sich damit in einer breiten Spanne von

Die Ausgaben im Jahr 2011 werden wegen des Anlaufens tendenziell niedriger sein als im Folgejahr. Ab 2012 werden höhere Ansätze gegenüber der Bundeserstattung in das Revisionsverfahren einfließen, allerdings zeitversetzt. Mit einer höheren Erstattung ab 2013 kann nur gerechnet werden, wenn auch die Ausgaben aller Bundesländer über der Erstattungsleistung des Bundes liegen (keine landesspezifische Abrechnung des Aufwands für das BuT). Da die Ausstattung Berlins mit Kindertagesstätten (Mittagessen, Ausflüge, Fahrten) und Schulen mit Mittagsverpflegung (Schulmittagessen) gegenüber dem Durchschnitt der anderen Bundesländer besonders hoch ist, wird Berlin bei dieser Form der Revision tendenziell immer benachteiligt sein.

Deshalb ist eine wirtschaftliche Gewährleistung des Leistungsversprechens des BuT für Berlin besonders wichtig.

Ein verbleibender Mehrbedarf kann zumindest bis 2013 aus den Zuweisungen für Warmwasserbereitung (unbefristet) und Hortmittagessen/Schulsozialarbeit (bis 2013 befristet) ausgeglichen werden. Im Jahr 2011 beträgt die Leistung des Bundes hierfür 69 Mio. €, ab 2014 nur noch 28 Mio. €; die Mehraufwendungen Berlins für Leistungsausweitungen im SGB II ab 1.1.2011 betragen rd. 46 Mio. €, ab 2012 jährlich rd. 52 Mio. €. Der verbleibenden Differenz von 23 Mio. € (2011) bzw. 17 Mio. € (2012) müssen die tatsächlichen Ausgaben Berlins für die Schulsozialarbeit (rd. 8 Mio. € jährlich) und das Mittagessen in Schulhorten gegenübergestellt werden.
	80  – 110 Mio. €


b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen

	Der Stellenbedarf bewegt sich überwiegend im Bereich des mittleren Dienstes. Er soll zu einem kleineren Teil durch Versetzung von Mitarbeitern/innen des ZEP und zu einem größeren Teil durch Anschlussbeschäftigungen für Auszubildende oder solche, die sich bereits in einer einjährigen Anschlussbeschäftigung befinden, gedeckt werden.

Soweit Mitarbeiter/innen bei den Jobcentern eingesetzt werden, erfolgt dieses durch Personalgestellung gegen Kostenerstattung an die gestellenden Bezirke.

Während des auf längstens zwei Jahre befristeten Einsatzes sollen die Voraussetzungen für eine Entfristung des dauerhaft benötigten Personals geschaffen werden.

Die Bezirke werden aufgefordert, in dem für die Umsetzung des Bildungspaketes erforderlichen Umfang Anträge auf Zustimmung zur unbefristeten Außeneinstellung von Schulsekretären/innen (30 freie Stellen und 11,2 bis zum Jahresende freiwerdende Stellen) bei der Senatsverwaltung für Finanzen zu stellen. Die Anrechnung erfolgt auf den Gesamtberliner Einstellungskorridor, wobei möglichst viele Einstellungen aus dem Kreis der von Berlin ausgebildeten Verwaltungsfachangestellten und Kaufleute für Bürokommunikation vorgenommen werden sollen. Einer vorherigen Abfrage beim zentralen Stellenpool bedarf es dafür wegen der Eilbedürftigkeit ausnahmsweise nicht.

Für Jugendsozialarbeit an den Berliner Schulen sind Mittel im Umfang von 90 VZE (4,5 Mio. Euro) zusätzlich bereit zu stellen. Die Verteilung obliegt der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung.


	


Die Einnahmen, Ausgaben und Beschäftigungspositionen werden von den Bezirken und der Senatsverwaltung für Finanzen im Rahmen der haushaltsrechtlichen Zuständigkeiten im Jahr 2011 über- bzw. außerplanmäßig zur Verfügung gestellt, wobei der Ausgleich aus den Mehreinnahmen des Bundes bzw. den Kostenerstattungen der JobCenter erfolgt.

Die Anlage enthält eine Kalkulation über den zusätzlichen Personalbedarf für die Umsetzung des BuT in allen Rechtskreisen inklusive der Anteile für die Bildungs- und Jugendverwaltung.

Für die Jahre 2012 und 2013 sollen die finanziellen Folgerungen des BuT noch in den Haushaltsentwurf des Senats eingestellt werden.
Verhältnis Bund – Kommunen/Land Berlin

Berlin muss alle Verwaltungs- und Transferausgaben für das Bildungs- und Teilhabepaket finanzieren. Zum Ausgleich hat der Bund seinen Anteil an den Kosten der Unterkunft (Sockelanteil von 27,6 %) um einen variablen Teil erhöht. 

Dieser variable Teil, der sich an den bundesweiten Ausgaben für Bildung und Teilhabe des jeweiligen Vorjahres für die Leistungsberechtigten nach dem SGB II/BKGG bemisst, wird erstmals 2013 berechnet. Bis dahin (2011 und 2012) ist er auf 5,4 Prozentpunkte festgesetzt. Zur jeweiligen Neuberechnung sind dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales bis zum 31. März die Gesamtausgaben für die Leistungen nach § 28 SGB II sowie nach § 6b des Bundeskindergeldgesetzes des Vorjahres mitzuteilen (§ 46 Abs. 8 SGB II). Die Ermittlung dieser Gesamtausgaben obliegt der für Bildung zuständigen Senatsverwaltung. Diese teilt die Gesamtausgaben jeweils bis zum 15. März der für Soziales zuständigen Senatsverwaltung in der geforderten Form mit. Die Mitteilung an das BMAS erfolgt für das Land Berlin durch die für Soziales zuständige Senatsverwaltung.

Verhältnis Land Berlin/Bezirke – Job-Center

Die Jobcenter sind entsprechend dieser Vorlage für BuT-Leistungen an Berechtigte nach dem SGB II zuständig (Klassenfahrten, Schulbedarf, Fahrtkosten und Teilhabe), soweit die Leistungen nicht von anderen Stellen des Landes oder der Bezirke erbracht oder gewährleistet werden. Die Transferausgaben für diese Leistungen werden der Bundesagentur aus den Bezirksplänen erstattet und den Bezirken vom Land zu 100 % im Rahmen der Basiskorrektur ausgeglichen.

Alle Verwaltungskosten des jeweiligen Jobcenters werden entsprechend dem Anteil der Aufgaben dem jeweiligen Träger zugeordnet. Der kommunale Anteil betrug bisher 12,6%. Dieser ist vom Bezirk an das Jobcenter zu zahlen. Durch die neuen Leistungen für Bildung und Teilhabe, die dem kommunalen Träger zugeordnet wurden, erhöht sich auch der kommunale Finanzierungsanteil auf 15,2%. Die Mehrkosten hierfür betragen rd. 12,5 Mio €.  Sie werden den Bezirken durch Basiskorrektur ausgeglichen.

Werden Verwaltungsleistungen für den Berechtigtenkreis des SGB II außerhalb des Jobcenters (insbesondere Schul- und Jugendämter) in den Bezirken erbracht, werden diese Verwaltungsleistungen dem Jobcenter in Rechnung gestellt werden. Der Umfang und die Kosten dieser Verwaltungsleistungen muss mit Hilfe der KLR ermittelt und in Rechnung gestellt werden.

Bezirke

Die Gewährung der BuT-Leistungen für Klassenfahrten, Schulbedarf, Fahrtkosten und Teilhabe an die Empfängerkreise nach dem WoGG, dem SGB XII, dem AsylbLG und dem BKGG erfolgt grundsätzlich in den Bezirken (für AsylbLG teilweise auch in der Zentralen Leistungsstelle für Asylbewerber beim LAGeSo – Landesamt für Gesundheit und Soziales). Diese können im Rahmen ihrer Haushaltswirtschaft überplanmäßige Ausgaben zur Erfüllung gesetzlicher Aufgaben zulassen. Am Jahresende werden diese Ausgaben durch Basiskorrektur ausgeglichen. Mehrausgaben für Verwaltungskosten werden – sofern sie nicht für den Berechtigtenkreis des SGB II angefallen sind – in den Jahren 2011 und 2012 in einer fallzahlabhängigen Höhe durch Basiskorrektur ausgeglichen. Voraussichtlich ab 2013, spätestens ab 2014 sind sie Bestandteil der Produktbudgetierung. Der ZLA werden die Mehrausgaben außerplanmäßig bereitgestellt.

Leistungen von anderen Stellen 

Leistungen für ein angebotenes Mittagessen in Schulen oder Kitas, für Lernförde-rung und für eintägige Schul- und Kita-Ausflüge werden entsprechend den Festlegungen dieser Vorlage auf Grund des „berlinpasses“ als Berechtigungsnachweis von anderen Stellen erbracht.

Die Finanzierung der Transferausgaben für diese Leistungen erfolgt auf folgendem Weg:

Kita-Mittagessen: Der Einrichtungsträger von Kindertagesstätten rechnet den Mehrbedarf für die geringere Eigenbeteiligung der berechtigten Kinder gegenüber dem Bezirk ab, in dem er seinen Geschäftssitz hat. Hierfür legt er eine Abrechnung (Namensliste, Summe der Kita-Kinder je Berechtigtenkreis) vor. Der Bezirk erstattet die Mehrkosten unter auftragsweiser Bewirtschaftung eines Haushaltstitels im Einzelplan 10. Die Mittel hierfür werden der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung 2011 außerplanmäßig bereitgestellt.

Kita-Ausflüge: Das Verfahren entspricht in den Grundzügen dem des Kita-Mittagessens.

Schul-Mittagessen: Die jeweiligen Leistungserbringer des Schul-Mittagessens rechnen die Differenz zwischen den tatsächlichen Essenskosten und der geringeren Eigenbeteiligung der berechtigten Kinder gegenüber dem bezirklichen Schulamt ab. Hierfür legen sie Abrechnungen über die in Anspruch genommenen Essensleistungen vor. Das bezirkliche Schulamt erstattet die Differenz zwischen Eigenanteil und tatsächlichen Essenskosten unter auftragsweiser Bewirtschaftung eines Haushaltstitels im Einzelplan 10. Die Mittel hierfür werden der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung 2011 außerplanmäßig bereitgestellt

Schulausflüge: Die Bezirke erhalten in Abhängigkeit der BuT-berechtigten Kinder Mittel  bereitgestellt, die von den Bezirken nach gleicher Systematik an die Schulen als Selbstbewirtschaftungsmittel zur Verfügung gestellt werden. Die Bezirke werden gebeten, den Schulen hierzu die Eröffnung von Schulkonten zu ermöglichen. Die Schule verwaltet diese Mittel und dokumentiert die Verwendung durch Belege und eine Teilnahmestatistik nach Berechtigtenkreisen. Das Haushaltsverfahren richtet sich nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften des § 34 LHO.

Lernförderung: Die Schulen erhalten durch die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung in Abhängigkeit der Anzahl der  BuT-berechtigten Kinder Mittel bereitgestellt. Im Rahmen dieser Mittel  gewährleisten sie die außerschulische Lernförderung durch Kooperationen mit freien Trägern. Die erforderlichen Ausgaben werden der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung 2011 außerplanmäßig bereitgestellt.

Dokumentation im Haushaltsplan und der Kosten- und Leistungsrechnung

Die Senatsverwaltung für Finanzen benennt nach Abstimmung mit den Bezirken in einem Rundschreiben die entsprechenden Buchungsstellen und Kostenträger für die Abbildung der Leistungen für das Bildungs- und Teilhabepaket.

V. Rechtlicher Anpassungsbedarf im Landesrecht (Eckpunkte) 

Zur Umsetzung der BuT ergibt sich insbesondere aus folgenden Gründen ein  landesrechtlicher Anpassungsbedarf: 

1. Anpassung des Ausführungsgesetzes zum Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (AG- SGB II)

· insbesondere die Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften zu Leistungen nach § 28 SGB II, 

· eventuell Ergänzung einer Anrufungsmöglichkeit des Kooperationsausschusses bei Weisungsstreitigkeiten auch durch Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 

· redaktionelle Anpassung infolge neuer Paragrafennummerierungen im SGB II.


Auch ohne Anpassung des AG-SGB II sind die Bezirksämter aber grundsätzlich und die zuständige Senatsverwaltung bei Fragen von gesamtstädtischer Bedeutung  bezüglich der BuT-Leistungen weisungsberechtigt gegenüber den Berliner Jobcentern.

2. Anpassung des Ausführungsgesetzes zum Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (AG-SGB XII)

Anpassung des Ausführungsgesetzes SGB XII betreffend die Durchführung der Aufgaben des Trägers der Sozialhilfe.

3. Ergänzung des Zuständigkeitskataloges des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes (ZustKat AZG)

Anpassung des Allgemeinen Zuständigkeitskataloges des AZG: Zuständigkeiten auf SV-Ebene (Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung, /Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales,) für Grundsatzangelegenheiten im Zusammenhang mit den Bildungs- und Teilhabeleistungen.

Weitere Anpassungen:

Es ist eine Änderung des Schulgesetzes erforderlich, insbesondere für die Ausgestaltung der Fondsmodelle im Schulbereich mit der Lernförderung als Sach- und Dienstleistung, die Übertragung von Aufgaben nach SGB II und SGB XII auf Schulen und Schulämter, der Regelungen für die Zuständigkeit der Bezirksämter und der beteiligten Senatsverwaltungen, als Rechtsgrundlage zum Erlass der Ausführungsvorschriften und zur Regelung der erforderlichen Datenerhebungen, -speicherungen und -übermittlungen.

Als gesetzliche Änderungen im Bereich Jugend sind Änderungen im TKBG bzw. KitaFöG anlässlich des geplanten Artikelgesetzes vorzunehmen. Die Änderungen sollen als Klarstellung aufnehmen, dass die Landessubventionierung im Bereich des Mittagessens gegenüber dem Träger im Rahmen der Kostenblattfinanzierung nachrangig ist, soweit ein dem SGB VIII vorrangiger Leistungsanspruch nach SGB II besteht. Darüber hinaus sollen die Ausflüge durch Kindertageseinrichtungen als Bestandteil für den Kita-Alltag auch gesetzlich dargestellt werden.

Anpassung der gesetzlichen Regelungen zur Organisationsstruktur der Bezirke und den Zuständigkeiten der einzelnen Organisationseinheiten.
Da mehrere Geset​ze angepasst werden müssen, ist ein Artikel-Gesetz zu empfehlen. 
Das Gesetz muss noch vor der Sommerpause des Abgeordnetenhauses, d.h. spätestens in seiner Sitzung am 23.06.2011 beschlossen werden.

VI.
Abschluss einer Ergänzungsvereinbarung gem. § 44b Absatz 2 SGB II mit der Bundesagentur für Arbeit – Beschlussfassungen in den Trägerversammlungen der Berliner Jobcenter

Nach dem SGB II werden die Aufgaben der BuT für SGB II-Kinder und Jugendliche von den Jobcentern wahrgenommen. Sollen einzelne BuT-Leistungen von den Bezirken erbracht werden, ist eine Übertragung dieser Aufgaben auf den kommunalen Träger erforderlich (§ 44b Abs. 4 SGB II). Hierüber entscheidet die Trägerversammlung nach § 44c Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 SGB II. SenIAS hat einheitliche Beschlussvorlagen erarbeitet, die mit der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg abgestimmt werden. Hierzu fand am 30.03.2011 ein Vorgespräch mit allen Vertretern und Vertreterinnen der Trägerversammlungen bei der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales statt. Die Beschlussvorlagen werden unter Vorbehalt erfolgen, weil für alle Beteiligten jede Phase des Prozesses rechtssicher  ausgestaltet sein muss. Es ist vorgesehen, dass entsprechende Beschlüsse für alle zwölf Berliner Jobcenter zeitnah im Umlaufverfahren gefasst werden.

Durch eine Ergänzung der Vereinbarung nach § 44 b SGB II werden berlinweit einheitliche Regelungen getroffen. Aufgrund der gesamtstädtischen Bedeutung der Umsetzung des BuT ist eine dreiseitige Ergänzungsvereinbarung mit der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg, der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales und der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung anzustreben.

VII.
 Weitere Schritte

a) Vorbereitung einer Ergänzungsvereinbarung nach § 44b Absatz 2 SGB II mit der Bundesagentur für Arbeit

b) Beschlussfassungen in den Trägerversammlungen der Berliner Jobcenter

c) Einleitung des Gesetzgebungsverfahrens zur erforderlichen Anpassung des Landesrechts

d) Klärung weiterer offener Punkte im praktischen Vollzug der Umsetzung des BuT

Berlin, den 05. April 2011

Der Senat von Berlin
Klaus  W o w e r e i t
Carola  B l u h m
Regierender Bürgermeister 
Senatorin für Integration, Arbeit und Soziales 

